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Nachsitzen oder sitzen bleiben? 

Bonn, 10.09.2018. Die internationale Klimapolitik sucht 

weiter nach einem Regelwerk, mit dem sich das Pariser 

Abkommen von 2015 wirksam umsetzen lässt. Bereits 

beim letzten regulären Arbeitstreffen der internationa-
len Klimapolitik im Mai 2018 in Bonn sollten konkrete 

Spielregeln für die Bewältigung der gemeinsamen 

Aufgabe vereinbart werden. Dies war nicht gelungen. 

Die Delegierten mussten daher nachsitzen. Bis gestern 
wurde in Bangkok in einer zusätzlichen Verhandlungs-

runde um Kompromisse und Lösungen gerungen. 

2000 Delegierte aus über 190 Ländern verhandelten 
über das „Regelbuch“ zur Umsetzung des Pariser Ab-

kommens ab 2020. Es soll die klimapolitischen Zusa-

gen der Staaten überprüfbar und vergleichbar machen. 

Es soll sicherstellen, dass alle Vertragsstaaten ihrer 
Verantwortung gerecht werden und niemand schum-

meln kann. Anders als bei den hehren Absichtserklä-

rungen, die im Pariser Abkommen verankert und welt-
weit als Durchbruch zur Rettung des Weltklimas gefei-

ert wurden, geht es nun also um das Eingemachte. Dies 

ist hochpolitisch und lässt unterschiedlichste Interes-
sen aufeinanderprallen. 

Wie weit sind die Delegierten nun gekommen? Einige 

tragfähige Kompromisse scheinen erreicht worden zu 

sein, um das Regelbuch wie vorgesehen auf dem dies-
jährigen Klimagipfel im Dezember im polnischen Kato-

wice beschließen zu können. Zumindest liegen nun 

Bausteine für eine „entscheidungsfähige Basis“ vor. 
Das ist die gute Nachricht. 

Aber das Regelbuch ist kein Selbstzweck. Es ist nur 

sinnvoll, wenn seine Regeln eine effiziente, konsequen-

te und zunehmend ambitionierte Umsetzung der kli-
mapolitischen Maßnahmen gewährleisten können. 

Dies wiederum erfordert, dass ihre Einhaltung nach-

vollziehbar überprüft und verbindlich eingefordert 
werden kann. In Abwesenheit einer sanktionsbewehr-

ten, den Vertragsstaaten übergeordnete Instanz, ist 

dies nur mittels verbindlicher Institutionen, vergleich-

barer Anstrengungen und kreativer Kompromisse zu 
erreichen. Hier stecken viele Teufel im Detail.  

Worauf ist also zu achten, wenn die in Bonn und Bang-

kok erarbeiteten Kompromisstexte in Katowice in ein 
umfassendes Regelbuch überführt werden? Umstritten 

bleiben nicht nur die Standards, gemäß derer die Staa-

ten ihren CO2-Ausstoß nachvollziehbar messen und 

berichten. Dies ist schon deshalb ein neuralgischer 
Punkt der Verhandlungen, weil der in Paris überwun-

den geglaubte Streit um die Ausdifferenzierung unter-

schiedlicher Verantwortlichkeiten armer und reicher 
Länder in Bangkok wieder in den Vordergrund drängte. 

Ein weiterer zentraler Streitpunkt bleibt das Geld. Die 

Industriestaaten haben für die am stärksten von den 

Klimafolgen betroffenen Entwicklungsländer von 2020 

an jährlich 100 Milliarden US-Dollar versprochen, um 

Klimamaßnahmen zu finanzieren und die Folgen des 
Klimawandels zu bewältigen. Zugleich mauern sie in 

den Verhandlungen und setzen offensiv auf eine stär-

kere Beteiligung der Privatwirtschaft zur Mobilisierung 

der benötigten Mittel. Die Entwicklungsländer sehen 
dies mit Skepsis und erwarten konkrete Zusagen. 

Das mangelnde Tempo der Verhandlungsfortschritte 

ist daher besorgniserregend. Deutschland ist hier in 
seinem zähen Ringen um den Kohleausstieg oder die 

Modernisierung des Verkehrssektors exemplarisch.  

Um seine einstige Klimavorreiterrolle wiederzubeleben, 
wie es die Bundesumweltministerin Svenja Schulze in 

ihrer Antrittsrede vor dem Deutschen Bundestag for-

derte, muss Deutschland seine Klimazusagen umsetzen 

und seine Anstrengungen verstärken, das Ambitions-
niveau der deutschen und europäischen Klimapolitik 

deutlich zu erhöhen. Dies ist auch und vor allem eine 

Frage der Gerechtigkeit im Klimaschutz, nicht nur glo-
bal betrachtet, sondern auch bei uns vor Ort. Klima-

schutz muss auch in Deutschland und Europa sozialver-

träglich gestaltet werden und zukunftsfähige Wirt-

schaftsstrukturen aufbauen, um dauerhaft wirksam 
werden zu können. Die Europäische Union sollte ihre 

Strukturförderung deshalb genau darauf ausrichten. 

Auf internationaler Ebene müssten die Verursacher des 
Klimawandels, beispielsweise große Energieunterneh-

men, von den Betroffenen belangt werden können. 

Nur so lässt sich der Klimaschutz insgesamt gerechter 

gestalten und ein zentraler Bremsblock der internatio-
nalen Klimapolitik – die Frage nach Verantwortlichkei-

ten – glaubhaft entschärfen. 

Von derartigen Fortschritten scheint die internationale 
Klimapolitik freilich auch nach der Sonderschicht von 

Bangkok noch weit entfernt. Es bleibt zu hoffen, dass 

weltweite Proteste und Demonstrationen – wie ver-

gangenen Samstag unter dem Motto „Aufstehen für 
das Klima“ – den Druck auf die Verhandler weiter erhö-

hen. Auch der diese Woche startende Global Climate 
Action Summit in San Francisco macht Hoffnung. Er 

legt den Fokus auf die Beiträge, die Städte und nicht-

staatliche Akteure zum Klimaschutz leisten können. 
Der internationale Klimaprozess hinkt dieser Dynamik 

hinterher. Ohne weiteres Nachsitzen bleibt die Verset-

zung der gefeierten „Klasse von Paris“ beim Klimagipfel 

in Katowice akut gefährdet. 
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